
§ 14 IVSG 2026 — Verordnungsermächtigungen
Intelligente-Verkehrssysteme-Gesetz
Stand: 21.05.2026 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

(1) Das Bundesministerium für Verkehr wird ermächtigt, zum Zweck der Gewährleistung der
Funktionsfähigkeit intelligenter Verkehrssysteme und des Schutzes öffentlicher Interessen, insbesondere
der Verkehrssicherheit, der Datenintegrität und der Interoperabilität, durch Rechtsverordnung ohne
Zustimmung des Bundesrates Vorschriften zur Durchführung und Ergänzung der in § 1 Absatz 2
genannten Rechtsakte zu erlassen.

(2) Eine Rechtsverordnung nach Absatz 1 kann insbesondere Regelungen enthalten über:

1. die Anforderungen an die Struktur, den Inhalt, die Formate und die technischen Standards für die
Transformation und Bereitstellung von Daten über den Nationalen Zugangspunkt,

2. die Pflichten von Stellen, die Aufgaben nach § 3 Absatz 1 und 2, § 6 Absatz 2 oder § 11 Absatz 3
wahrnehmen, insbesondere im Hinblick auf die Gewährleistung von Interoperabilität, Qualität,
Aktualität, Zugänglichkeit und Sicherheit von Daten und IVS-Diensten,

3. die Ausgestaltung und den Betrieb

a) des Nationalen Zugangspunkts und

b) von Landessystemen,

4. die Festlegung, welche Standardlizenzen nach § 8 Absatz 3 Dateninhaber zu verwenden haben,

5. weitere Anforderungen an Inhalt, Form, Übermittlung und Prüfung von Eigenerklärungen nach § 10
sowie die Verfahren zur Nachbesserung von Eigenerklärungen,

6. die Ausgestaltung und den Betrieb des automatisierten Systems zur Verbesserung der
Datenqualität nach § 11, einschließlich der Pflichten der Beteiligten zur Prüfung und Korrektur,

7. die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch mit anderen zuständigen Stellen auf
nationaler und europäischer Ebene und

8. die Erweiterung der geografischen Abdeckungen über die Festlegungen der in § 1 Absatz 2
aufgeführten Rechtsakte hinaus.

(3) Rechtsverordnungen nach Absatz 2, ausgenommen Nummer 3 Buchstabe a, bedürfen abweichend
von Absatz 1 der Zustimmung des Bundesrates. Rechtsverordnungen nach Absatz 2 Nummer 4 sind im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Digitales und Staatsmodernisierung zu erlassen.
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